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Ein afrikanisches Afghanistan?

bis zu 1450 deutsche Soldaten in beiden Einsät-
zen in Westafrika ihren Dienst versehen; neben
Afghanistan wäre der Mali-Einsatz damit das
größte militärische Engagement der Bundeswehr
im Ausland.

Das deutsche militärische Engagement ist als
Ergänzung der entwicklungs- und außenpoliti-
schen Hilfen für Mali gedacht. Erst Ende Februar
2018 wurde gemeinsam mit Frankreich und der
EU bei der G5-Sahel-Konferenz eine umfassende
militärische und entwicklungspolitische Unter-
stützung besprochen. Als Kernland der Sahelzone
spiele Mali, so die Bundesregierung, eine Schlüs-
selrolle für Stabilität und Entwicklung der gesam-
ten Sahel-Region, nicht zuletzt aufgrund des
grenzüberschreitenden Charakters von Heraus-
forderungen wie Terrorismus, organisierter Kri-
minalität, irregulärer Migration und Schleusertä-
tigkeiten. Die Bundesregierung beziffert die ein-
satzbedingten Zusatzausgaben für die Zeit vom 
1. Mai 2018 bis zum 31. Mai 2019 auf voraus-
sichtlich rund 268,6 Millionen Euro. Sie bezeich-
net die Stabilisierung Malis als einen Schwer-
punkt des deutschen Engagements in der Sa-

Zum Einsatz der deutschen Bundeswehr in Mali 

Von Tinko Weibezahl*

» Für Deutschland wie für Frankreich ist Mali ein Schlüsselland für den Frieden – nicht
nur in Afrika sondern auch in Europa. Der militärische Einsatz im Sahel ist jedoch ei-

ne schwere Herausforderung: Fehlende staatliche Strukturen, zunehmende Angriffe durch
islamistische Extremisten, andauernde Armut bei stetig steigendem militärischen Engage-
ment Europas – in der öffentlichen Diskussion wird der Einsatz in Mali nicht selten mit der
Situation in Afghanistan verglichen. Tinko Weibezahl von der Konrad-Adenauer-Stiftung ana-
lysiert die Hintergründe und die Perspektiven. 
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Der Deutsche Bundestag hat am 26. April 2018
die Fortsetzung des Einsatzes der Bundeswehr in
Mali im Rahmen der Multidimensionalen Inte-
grierten Stabilisierungsmission der Vereinten Na-
tionen in Mali (MINUSMA) beschlossen. In na-
mentlicher Abstimmung stimmten 496 Abgeord-
nete für den Antrag der Bundesregierung, 156 da-
gegen. Nach dem vorliegenden Beschluss wird die
Personalobergrenze des neuen Mandats auf 1100
Soldaten angehoben. Deutschland hat außerdem
Anfang Dezember 2017 alle Aufgaben für die
Leitung von Camp Castor im malischen Gao
übernommen. Dafür wird mehr Personal benö-
tigt, was ebenso für zusätzliche Schutzmaßnah-
men und den geplanten Aufwuchs des Lufttrans-
portstützpunkts in Niamey, der Hauptstadt von
Niger, gilt. Auch die Beteiligung der unter EU-
Führung stehenden Ausbildungs- und Beratungs-
mission EUTM Mali wird fortgesetzt. Deutsch-
land beabsichtigt, ab November 2018 erneut (wie
bereits 2015/16) den Missionskommandeur von
EUTM Mali zu stellen. Das Parlament hat das
Mandat bis zum 31. Mai 2019 verlängert und die
personelle Obergrenze von 300 auf 350 Soldaten
angehoben. Damit könnten theoretisch insgesamt
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hel-Region und als wichtiges Ziel der Afrika-
politik der Bundesregierung.

Vorgesehen ist auch, dass die Missionen in
Mali mit der neuen regionalen Einsatztruppe der
G5-Sahel-Staaten zusammenarbeiten. Künftig
sollen deutsche Soldaten also auch in Niger, Mau-
retanien und im Tschad eingesetzt werden kön-
nen, um dort insbesondere der neuen regionalen
Eingreiftruppe der G5-Staaten Beratung und
Ausbildung anzubieten. Geplant sind hier logisti-
sche Hilfen beim Aufbau von Infrastruktur sowie
Unterstützung mit Verbrauchsgütern und beim
Verwundetentransport innerhalb des Landes. Das
westafrikanische Mali ist rund dreieinhalb Mal so
groß wie die Bundesrepublik und verfügt über et-
wa 10000 eigene reguläre Soldaten.

Zur Genese des militärischen
Engagements in Mali

Mali befindet sich bereits seit 2012 in einer
schweren Krise. Der seit Jahrzehnten schwelende
Dauerkonflikt zwischen den Tuareg-Rebellen im
Norden und der malischen Regierung erlebte im
Frühjahr 2012 einen neuen Höhepunkt, der un-
mittelbar mit dem Fall des Gaddafi-Regimes in
Libyen zusammenhing, wie seinerzeit Philippe
Hugon, Afrika-Experte am Politikinstitut IRIS in
Paris, analysierte: „Als die libysche Regierung aus-
einanderfiel, wurden Raketenwerfer oder Anti-
Panzerminen mitgenommen. Alle möglichen Grup-
pen hatten Zugang zu diesen Waffen. Darunter
waren auch die Tuareg, die für Gaddafi kämpften.
Diese Leute stehen auf einmal mit leeren Händen
da, denn sie können natürlich nicht in die mali-
sche oder libysche Armee integriert werden.
Deswegen haben sie sich dieser Rebellion ange-
schlossen“, so Hugon. Der Kampf der sogenann-
ten Nationalen Bewegung für die Befreiung des
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Azawad (Mouvement pour la Libération de l’Aza-
wad, MNLA), der Tuareg-Bewegung für einen ei-
genen Berber-Staat namens Azawad, bekam neu-
en Auftrieb, als schwer bewaffnete Tuareg aus
Libyen nach Mali zurückkehrten.

Wenige Monate später, im April 2012, über-
rollten binnen weniger Wochen die Tuareg die
schwachen malischen Regierungstruppen im Nor-
den und riefen die Unabhängigkeit ihres Territo-
riums aus. Begünstigt wurde das Vorrücken der
Rebellen durch einen Militärputsch in der Haupt-
stadt: In Bamako hatte am 22. März eine Gruppe
von Offizieren die Macht übernommen und
Präsident Amadou Toumani Touré verjagt – die
Militärs waren unzufrieden mit dem zaghaften
Krisenmanagement im Norden. Als Folge zer-
brach Mali faktisch in zwei Teile – den Rebellen-
staat im Norden, der international jedoch keine
Anerkennung fand, und das von der Zentralre-
gierung kontrollierte Territorium im Süden des
Landes. Im Dezember 2012 befasste sich der Si-
cherheitsrat der Vereinten Nationen (VN) mit der
Situation in Mali. Er beschloss die Resolution
2085, die eine afrikanisch geführte internationa-
le Unterstützungsmission in Mali legitimierte. Bis
Anfang Januar 2013 verschlechterte sich die Si-
tuation der malischen Armee nach mehreren Mo-
naten militärischer Auseinandersetzungen jedoch
zusehends. Die Rebellen bewegten sich in Rich-
tung der strategisch wichtigen Großstadt Mopti,
die den Zugang zur Hauptstadt Bamako ermög-
licht. Auf ein offizielles Gesuch der malischen
Übergangsregierunghin, unterstützte Frankreich
die malischen Regierungstruppen zur Verhinde-
rung der dschihadistischen Offensive seit Januar
2013. Der damalige französische Staatspräsident
Hollande betonte, dass die französischen Trup-
pen Mali erst verlassen und die Operation been-
den würden, wenn Mali sicher sei sowie eine legi-
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time Ordnung und einen Wahlprozess habe. Au-
ßerdem dürften die Terroristen die territoriale In-
tegrität von Mali nicht mehr gefährden. Hollande
nannte drei Hauptziele der Operation „Serval“:

� Stopp des terroristischen Angriffs; 
� Sicherung von Bamako und der dort lebenden
mehreren tausend französischen Staatsbürger;
� Mali mithilfe der von den Franzosen unterstütz-
ten African Led International Support Mission to
Mali (AFISMA) in die Lage zu versetzen, seine ter-
ritoriale Integrität wiederherzustellen.

Zur Begründung für das französische Eingreifen
sagte Präsident Hollande, es gehe um die Existenz
dieses „befreundeten Staates, um die Sicherheit
seiner Bevölkerung und die unserer Landsleute“.
Mali sei einer „Aggression von terroristischen Ele-
menten aus dem Norden“ des Landes ausgesetzt,
deren „Brutalität und Fanatismus“ bekannt seien.

Im Zuge der innereuropäischen Diskussion,
wie man AFISMA unterstützen könne, betonte
die Kanzlerin nach Gesprächen mit François
Hollande, dass man „unter hohem Zeitdruck“
stünde: „Der Terrorismus in Mali ist nicht nur ei-

ne Bedrohung für Afrika, sondern auch eine Be-
drohung für Europa“, so Merkel weiter. Jedes
Land müsse prüfen, „welche freien Kapazitäten [es
gibt], ohne die Sicherheit der Soldaten in anderen
Einsätzen zu gefährden“.

EUTM und MINUSMA 

In einer Sondersitzung der EU-Außenminister am
17. Januar 2013 in Brüssel, an der auch der mali-
sche Außenminister Hubert Coulibaly teilnahm,
wurde offiziell der Beginn einer EU-Ausbildungs-
mission (EUTM Mali) für die malische Armee be-
schlossen. Die Bundesregierung erklärte sich be-
reit, EUTM Mali als Truppensteller mit eigenen
Kräften zu unterstützen. Die Aufgaben von EUTM
Mali wurden folgendermaßen definiert: Ausbildung
und Beratung an wichtigen Standorten der mali-
schen Streitkräfte mit besonderem Fokus auf das
Führungspersonal; Beratung des malischen Ver-
teidigungsministeriums und der Führungsstäbe
sowie Ausbildungseinrichtungen der malischen
Streitkräfte; Unterstützung und Förderung der
Kooperation von Streitkräften der G5-Sahel-
Staaten für eine grenzübergreifende Handlungs-
fähigkeit; Beratung von Personal der G5-Sahel-

Bundesaußenminister Frank-Walter Steinmeier und der französische Außen-
minister Jean-Marc Ayrault im Mai 2016 in Gao, Mali
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Einsatztruppe in ihren Hauptquartieren;  Ausbil-
dung von Truppenteilen der G5-Sahel-Einsatz-
truppe in Mali.

Am 28. Februar 2013 billigte der Bundestag
erstmals die Entsendung deutscher Streitkräfte zur
Unterstützung von AFISMA auf Grundlage der
Resolution 2085 (2012) des VN-Sicherheitsrats.
Deutschland stellte Lufttransportkapazität für
Transporte aus den Anrainerstaaten nach und in-
nerhalb Malis bereit und führte Lufttransport und
Luftbetankungen für die französischen Streitkräf-
te in unmittelbarer Unterstützung von AFISMA
durch. Nachdem der VN-Sicherheitsrat am 25.
April 2013 mit der Resolution 2100 (2013) die
Einrichtung der Multidimensionalen Integrierten
Stabilisierungsmission der Vereinten Nationen in
Mali (MINUSMA) beschlossen hatte, wurde nach
Zustimmung des Deutschen Bundestages vom
27. Juni 2013 die deutsche Unterstützung von
AFISMA in die Unterstützung von MINUSMA
überführt.

An der Stabilisierungsmission in Mali beteili-
gen sich aktuell mehr als 50 Nationen mit rund
11000 Blauhelmsoldaten, circa 1500 Polizisten
und Zivilpersonal. Deutschland stellt aber auch
Personal für das Forces Headquarters (FHQ) in
Bamako und betreibt in Niamey, der Hauptstadt
des benachbarten Niger, einen Lufttransport-
stützpunkt, um Material- und Personaltransporte
sowie die medizinische Verwundetenversorgung
zu ergänzen. Das deutsche Kontingent unterstützt
den Auftrag von MINUSMA, der bis heute fol-
gende Aspekte beinhaltet: Sicherung des Waffen-
stillstands; Unterstützung bei der Umsetzung des
Friedensabkommens; Schutz der Zivilbevölke-
rung; Stabilisierung wichtiger Bevölkerungszen-
tren; Unterstützung bei der Wiederherstellung
staatlicher Autorität; Unterstützung des politi-
schen Prozesses und Schutz der Menschenrechte;
Unterstützung bei der Absicherung humanitärer
Hilfe; Schutz des kulturellen Erbes und von
Anlagen in Zusammenarbeit mit der UNESCO.

Im Januar 2016 stimmte der Deutsche Bundes-
tag der Verlängerung und der Ausweitung des Ein-
satzes zu, verbunden mit einer Anhebung der

Personalobergrenze von 150 auf 650 Soldaten.
Der erweiterte Beitrag diente zum Teil der Entlas-
tung der vor Ort eingesetzten niederländischen
Kräfte und konzentrierte sich vor allem auf den
Fähigkeitsbereich der Aufklärung.

Die nach dem unilateralen Handeln Frank-
reichs in Mali aufgekommenen Misstöne zwi-
schen Deutschland und Frankreich wurden mit
der gemeinsamen Erklärung von Bundeskanzlerin
Merkel und Präsident Hollande anlässlich des
EU-Afrika-Gipfels in Brüssel im April 2014 über-
wunden. Beide erklärten, künftig gemeinsam in
Afrika handeln zu wollen. Hollande sagte, beide
Länder leisteten durch ihre Freundschaft mehr als
andere einen gemeinsamen Beitrag zur Sicher-
heitspolitik in Europa. „Darüber hinaus wollen
wir dafür Sorge tragen, dass diese Freundschaft
auch bis auf den afrikanischen Kontinent trägt
und sich dort entfaltet.“ Eine wichtige Rolle auf
dem Gipfel spielte die Enable and Enhance-
Initiative (E2I). Damit „wollen wir die Afrikaner
befähigen, ihre eigenen Sicherheitsstrukturen auf-
zubauen und dann auch mit den notwendigen
Materialien ausstatten“, erklärte Merkel.

Militärische Partnerschaften 

Neben den nationalen Streitkräften Malis strebt
die internationale Gemeinschaft eine militärische
Partnerschaft mit der neuen regionalen Eingreif-
truppe der G5-Staaten an. Diese multinationalen,
5000 Soldaten umfassenden Kräfte sind nicht zu-
letzt in Konsequenz der schleppenden Umsetzung
der African Standby Forces ins Leben gerufen
worden und sollen Einheiten aus den sogenann-
ten G5-Staaten Niger, Burkina Faso, Mali, Mau-
retanien und Tschad unter einem einheitlichen
Kommando zusammenführen. Mithilfe dieser
neuen Truppe soll dann kurzfristig auf regionale
Krisen militärisch reagiert werden können. Die
G5 du Sahel (Gruppe der fünf ) wurde im Februar
2014 von den jeweiligen Staatschefs gegründet.
Beim G5-Gipfel im Februar 2017 wurde dann die
G5 Sahel Joint Force unter einem gemeinsamen
Oberkommando beschlossen, die bis Frühjahr
2018 einsatzfähig sein soll. Im April 2017 hat
dann der Friedens- und Sicherheitsrat der Afrika-
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nischen Union das strategische Einsatzkonzept ge-
billigt und mit der Resolution 2359 (2017) hat
schließlich auch der VN-Sicherheitsrat die Ein-
richtung der Einsatztruppe begrüßt. Die Soldaten
und Polizisten aus den G5-Staaten verteilen sich
auf sieben Bataillone. Geführt werden sie von ei-
nem in Mali stationierten gemeinsamen Haupt-
quartier und drei Regionalkommandos (West,
Central und East), deren Fokus die drei zwi-
schenstaatlichen Grenzen auf den Nord-Süd-Li-
nien zwischen Mauretanien und Mali, zwischen
Mali, Niger und Burkina Faso sowie zwischen
Niger und Tschad sind. Die G5-Sahel-Staaten
werden für den Aufbau der Truppe je zehn Mil-
lionen US-Dollar bereitstellen, die Europäische
Union 50 Millionen für Infrastruktur, Ausrüstung
und Ausbildung. Acht Millionen US-Dollar, 70
Fahrzeuge und Kommunikationsausrüstung wer-
den von Frankreich zur Entlastung der Opération
Barkhane beigesteuert. Die geschätzten Gesamt-
kosten der G5 Sahel Joint Force sollen 432 Mil-
lionen US-Dollar betragen. Deutschland unter-
stützt bei den Infrastrukturmaßnahmen den Auf-
bau des Regionalkommandos im nigrischen Nia-
mey. Die deutsche Bundesregierung liefert Aus-
stattung für die G5-Verteidigungsakademie in Mau-
retanien und finanziert aus Mitteln der Ertüch-
tigungsinitiative den Aufbau eines regionalen Aus-
bildungsnetzwerks im Bereich der Biosicherheit.

Schwache Zentralregierung

Seit Bestehen des malischen Staates ist der Norden
des Landes nie vollständig von der Zentralregie-
rung kontrolliert worden. Das Fehlen staatlicher
Strukturen und damit die Gewähr der Durchset-
zungsfähigkeit der Zentralregierung ist ein Pro-
blem, das seit Jahrzehnten besteht und nicht erst
durch die Rebellion von 2012 ausgelöst worden
ist. Hohe Arbeitslosigkeit, steigende Preise für Le-
bensmittel, ein ungenügendes Bildungssystem –
die „Zutaten“ für ökonomische, politische und
auch religiös motivierte Konflikte liegen auf der
Hand, mit entsprechenden Konsequenzen für die
Sicherheitslage. Trotz des immensen militärischen

Aufwands der internationalen Gemeinschaft gibt
es in Mali bis dato keine nachhaltige Verbesserung
der Sicherheitslage.

Bis heute verüben extremistische Gruppierun-
gen im Norden ihre Gewalttaten – die Lage bleibt
angespannt und hat sich in Teilen innerhalb der
letzten Jahre verschlechtert, was einen wesentli-
chen Grund für die Verlängerung und Auswei-
tung des internationalen militärischen Engagements
darstellt. Ende 2013 beendeten die Tuareg den
Waffenstillstand mit der malischen Zentralregie-
rung. Nachdem die Rebellen Ende Mai 2014 vie-
le Städte in der Grenzregion zu Algerien und
Niger zurückerobert hatten, wurde im März 2015
ein neues Friedensabkommen verhandelt, jedoch
nicht von allen beteiligten Parteien unterzeichnet.

Die internen wirtschaftlichen und politischen
Probleme Malis sind als begünstigender Faktor
der Krise im Bereich der Sicherheit nicht zu unter-
schätzen. Mali ist eines der ärmsten Länder der
Welt. Die Landwirtschaft ist effektiv der einzige
Wirtschaftszweig, obwohl nur auf einem kleinen
Teil der Gesamtfläche Anbau möglich ist. Nach ei-
ner Ende 2017 veröffentlichten Analyse der Re-
gierung werden bis Mitte 2018 4,1 Millionen
Malier von Ernährungsunsicherheit betroffen
sein. Ca. 800000 vornehmlich in Nord- und
Zentralmali lebende Menschen benötigen huma-
nitäre Unterstützung.

Die Fokussierung der internationalen Debatte
auf den Sicherheitssektor, das heißt die Bedroh-
ung durch Terrorismus und Rebellengruppen aus
dem Norden, lässt die internen, hausgemachten
Dimensionen der Lage in Mali in den Hinter-
grund rücken, wie unter anderem der Afrika-
Experte Denis Tull von der Stiftung Wissenschaft
und Politik (SWP) analysiert. Er sieht in der „Lo-
gik der Evakuierung endogener politischer Fak-
toren“ einen Versuch der malischen Regierung,
soziale und politische Faktoren der Mali-Krise zu
ignorieren und auf diese Weise eigene Verant-
wortlichkeiten zu negieren.
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Fazit

Die Sicherheit Europas wird in zunehmendem
Maße durch die Folgen von Entwicklungen auf
dem afrikanischen Kontinent bedroht. Diese lan-
ge vernachlässigte Tatsache ist insbesondere seit
Beginn der Flüchtlingskrise Mitte 2015 endlich
bei den sicherheitspolitisch relevanten Entschei-
dungsträgern auch in Deutschland angekommen.
Es liegt im vitalen Interesse Deutschland wie
Frankreichs, einen aktiven Beitrag zum Waffen-
stillstand und zur Stabilisierung Malis zu leisten.
Nicht nur sind deutsche Interessen berührt, wenn
es darum geht, massenhafte illegale Migration zu
vermeiden, die die Aufnahmefähigkeit und -wil-
ligkeit Deutschlands insgesamt überfordern wür-
de; es geht auch darum, Brutstätten des interna-
tionalen Terrorismus auszutrocknen, Handels-
wege zu sichern und dazu beizutragen, dass
Westafrika eine lebenswerte Region für die Men-
schen wird, die dort auch die Chance auf ein wür-
diges Leben geboten bekommen. Der Schutz der
natürlichen Ressourcen Malis und der Lebens-
grundlagen für die Bevölkerung liegt daher eben-

falls im vitalen Eigeninteresse Deutschlands und
Europas. Angesichts der fehlenden Eigeninitiative
der Regierung ist es jedoch an der Zeit, neue Maß-
stäbe an die Hilfe von außen anzulegen. Es gilt zu
vermeiden, dass der Status als internationales
Sicherheitsrisiko dazu benutzt wird, dringend
notwendige Reformvorhaben an ausländische
Akteure – in diesem Fall die französische und auch
die deutsche Armee – auszulagern, um so eigene
Anstrengungen zu vermeiden. Ebenso besteht die
Gefahr, dass durch die Konzentration der Dis-
kussion auf das Thema Sicherheit andere, ebenso
dringende Aufgaben wie Gesundheitsversorgung,
Bildung und Arbeit auf der Strecke bleiben. Die
Ursachen der Dauerkrise in Mali liegen nicht pri-
mär im Sicherheitssektor, sondern vielmehr im
Fehlen rechtsstaatlicher Strukturen, in mangelhaf-
ter Infrastruktur und hoher Arbeitslosigkeit. An
diesen weiterhin bestehenden Problemen wird
auch eine noch so ambitionierte militärische
Unterstützungsmission auf Dauer wenig ändern
können – eine Lehre, die spätestens nach den ent-
täuschenden Ergebnissen des Afghanistan-Einsat-
zes klar sein sollte. 

Straßenszene in Bamako, Mali
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